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Gegenüber der Einberufung vom 21. Juni 2012 angepasster 

Beschlussvorschlag zu TOP 5 

Beschlussfassung über die Aufhebung des in der Hauptversammlung vom 28. Juni 2011 

beschlossenen Genehmigten Kapitals 2011 sowie über die Schaffung eines neuen Genehmigten 

Kapitals 2012 mit Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts und über die entsprechende 

Satzungsänderung 

Durch das in der Hauptversammlung vom 28. Juni 2011 beschlossene Genehmigte Kapital 2011 (§ 5 

der Satzung) wurde der Vorstand der KWG Kommunale Wohnen AG („Gesellschaft“ oder „KWG AG“) 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

27. Juni 2016 einmalig oder mehrfach um insgesamt bis zu EUR 5.402.364,00 durch Ausgabe von 

neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen. Der Vorstand 

hat das Genehmigte Kapital 2011 durch Beschlüsse vom 12. und 24. März 2012 mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats vom 13. und 25. März 2012 in Höhe von EUR 3.576.505,00 im Rahmen einer 

Bezugsrechtsemission ausgenutzt. Die Kapitalerhöhung sowie deren Durchführung wurde am 11. April 

2012 in das Handelsregister eingetragen.  

Weiterhin hat der Vorstand das Genehmigte Kapital 2011 durch Beschluss vom 13. Juni 2012 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats vom 15. Juni 2012 in Höhe von weiteren EUR 1.500.000,00 im Rahmen 

einer Sachkapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgenutzt. Die 

Kapitalerhöhung sowie deren Durchführung wurde am 12. Juli 2012 in das Handelsregister eingetragen. 

Das Genehmigte Kapital 2011 besteht somit derzeit noch in einer Höhe von EUR 325.859,00, das 

entspricht rund 2,05% des derzeitigen Grundkapitals in Höhe von EUR 15.881.234,00.  

In der am 21. Juni 2012 im Bundesanzeiger veröffentlichten Einberufung, hatten sich Vorstand und 

Aufsichtsrat der KWG AG für den nun eingetretenen Fall, dass sich das Grundkapital bis zu der 

Hauptversammlung noch verändert hat, vorbehalten, der Hauptversammlung einen in der Höhe an das 

veränderte Grundkapital entsprechend angepassten Beschlussvorschlag für das Genehmigte Kapital 

2012 zu unterbreiten. Der nachfolgende Beschlussvorschlag ist daher an das zum Tage der 

Hauptversammlung im Handelsregister eingetragene Grundkapital der Gesellschaft angepasst, das 

heißt, es wird – im Gegensatz zu dem in der Einberufung vorgeschlagenen genehmigten Kapital in Höhe 

von EUR 7.190.617,00 – ein neues Genehmigtes Kapital 2012 in Höhe von EUR 7.940.617,00, das sind 

50 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft in Höhe von EUR 15.881.234,00, vorgeschlagen.  

Da die am 13./15. Juni beschlossene Sachkapitalerhöhung am 12. Juli 2012 im Handelsregister 

eingetragen wurde, ist die als Teil des ursprünglichen Beschlussvorschlags unter Punkt d) 

vorgeschlagenen Anweisung an den Vorstand betreffend das Verfahren der Handelsregisteranmeldung 

nunmehr entbehrlich und nicht mehr Teil des nachfolgenden angepassten Beschlussvorschlags. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher nunmehr vor zu beschließen: 

a) Aufhebung der Ermächtigung vom 28. Juni 2011 

Die von der Hauptversammlung vom 28. Juni 2011 beschlossene Ermächtigung für das 

Genehmigte Kapital 2011 gemäß § 5 der derzeit gültigen Satzung wird mit Wirksamwerden 

dieses Beschlusses durch Eintragung in das Handelsregister aufgehoben.  
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b) Ermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 30. Juli 2017 einmalig oder mehrfach um insgesamt bis zu 

EUR 7.940.617,00 durch Ausgabe von neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- 

oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012). Der Vorstand kann von dieser 

Ermächtigung zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck Gebrauch machen. 

Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht 

einzuräumen. Hierzu können die Aktien auch von Kreditinstituten oder Unternehmen im Sinne 

des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 

(i) um etwaige Spitzenbeträge, die sich auf Grund des jeweiligen Bezugsverhältnisses 

ergeben, vom Bezugsrecht auszunehmen,  

(ii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Wandel- und 

Optionsschuldverschreibungen bzw. Genussrechten und Gewinnschuldverschreibungen 

(oder Kombinationen der vorgenannten Instrumente) mit Wandel- bzw. Optionsrechten 

oder mit Wandlungspflichten, die von der Gesellschaft oder von ihr nachgeordneten 

Konzernunternehmen auf Grund einer von der Hauptversammlung erteilten 

Ermächtigung ausgegeben werden, vor Ausübung der Wandlungs- und Optionsrechte 

bzw. vor Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 

dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde, oder 

(iii) wenn gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 

Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt 

der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet und 

der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die (gegen Bareinlagen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts) ausgegebenen Aktien entfällt, insgesamt 10% des Grundkapitals der 

Gesellschaft nicht überschreitet. Bei Übernahme der auf Grund dieser Ermächtigung 

ausgegebenen neuen Aktien durch einen Platzierungsvermittler unter gleichzeitiger 

Verpflichtung des Platzierungsvermittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von 

der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Kauf gegen Abführung des Kaufpreises an die 

Gesellschaft anzubieten, gilt als Ausgabebetrag im Sinne dieser Ermächtigung der 

Kaufpreis, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist. Maßgeblich für die vorgenannte 

Grenze von insgesamt 10% ist das im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder - falls dieser 

Wert geringer ist – das im Zeitpunkt der Ausnutzung der vorliegenden Ermächtigung 

bestehende Grundkapital. Auf diese Begrenzung ist der anteilige Betrag des 

Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung auf Grund einer anderen 

entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 

wurden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Auf diese Begrenzung 

sind insbesondere neue Aktien aus einer ordentlichen Kapitalerhöhung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG anzurechnen. Auf diese 

Begrenzung sind weiterhin insbesondere diejenigen Aktien anzurechnen, die zur 

Bedienung von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen bzw. Genussrechten und 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen der vorgenannten Instrumente) mit 

Wandel- bzw. Optionsrechten oder mit Wandlungspflichten ausgegeben wurden bzw. 

auszugeben sind, sofern solche Schuldverschreibungen oder Rechte während der 
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Laufzeit dieser Ermächtigung in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts von der Gesellschaft oder ihr 

nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden. Ferner sind auf diese 

Begrenzung veräußerte eigene Aktien anzurechnen, sofern die Veräußerung während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt.  

Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung von 

Aktien im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen 

an Unternehmen bzw. im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen 

des Erwerbs von Immobilien bzw. von Rechten an Immobilien sowie von sonstigen 

Wirtschaftsgütern, auszuschließen.  

Sofern der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats nichts Abweichendes festsetzt, nehmen 

die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausgabe der 

Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Gewinnverwendung gefasst wurde, 

am Gewinn teil.  

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

c) Satzungsänderung 

§ 5 der Satzung wird aufgehoben und durch folgenden neuen § 5 ersetzt: 

„§ 5 

Genehmigtes Kapital 2012 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 30. Juli 2017 einmalig oder mehrfach um insgesamt bis 

zu EUR 7.940.617,00 durch Ausgabe von neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien 

gegen Bar- oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2012). Der Vorstand 

kann von dieser Ermächtigung zu jedem gesetzlich zulässigen Zweck Gebrauch 

machen. 

(2) Bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen ist den Aktionären grundsätzlich ein 

Bezugsrecht einzuräumen. Hierzu können die Aktien auch von Kreditinstituten oder 

Unternehmen im Sinne des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen 

werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der 

Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auszuschließen, 

(i) um etwaige Spitzenbeträge, die sich auf Grund des jeweiligen 

Bezugsverhältnisses ergeben, vom Bezugsrecht auszunehmen, 

(ii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Wandel- und 

Optionsschuldverschreibungen bzw. Genussrechten und 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen der vorgenannten 

Instrumente) mit Wandel- bzw. Optionsrechten oder mit Wandlungspflichten, die 

von der Gesellschaft oder von ihr nachgeordneten Konzernunternehmen auf 

Grund einer von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung ausgegeben 

werden, vor Ausübung der Wandlungs- und Optionsrechte bzw. vor Erfüllung 

einer etwaigen Wandlungspflicht ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 

Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs- oder 

Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde, 

oder 
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(iii) wenn gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Ausgabebetrag der neuen Aktien 

den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft 

zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht 

wesentlich unterschreitet und der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die 

(gegen Bareinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts) ausgegebenen Aktien 

entfällt, insgesamt 10% des Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschreitet. 

Bei Übernahme der auf Grund dieser Ermächtigung ausgegebenen neuen 

Aktien durch einen Platzierungsvermittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des 

Platzierungsvermittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 

Gesellschaft bestimmten Dritten zum Kauf gegen Abführung des Kaufpreises an 

die Gesellschaft anzubieten, gilt als Ausgabebetrag im Sinne dieser 

Ermächtigung der Kaufpreis, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist. 

Maßgeblich für die vorgenannte Grenze von insgesamt 10% ist das im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese 

Ermächtigung oder - falls dieser Wert geringer ist – das im Zeitpunkt der 

Ausnutzung der vorliegenden Ermächtigung bestehende Grundkapital. Auf diese 

Begrenzung ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf 

Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt 

ihrer Ausnutzung auf Grund einer anderen entsprechenden Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden, soweit eine 

derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Auf diese Begrenzung sind 

insbesondere neue Aktien aus einer ordentlichen Kapitalerhöhung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG anzurechnen. 

Auf diese Begrenzung sind weiterhin insbesondere diejenigen Aktien 

anzurechnen, die zur Bedienung von Wandel- und 

Optionsschuldverschreibungen bzw. Genussrechten und 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen der vorgenannten 

Instrumente) mit Wandel- bzw. Optionsrechten oder mit Wandlungspflichten 

ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, sofern solche 

Schuldverschreibungen oder Rechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 

des Bezugsrechts von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten 

Konzernunternehmen ausgegeben werden. Ferner sind auf diese Begrenzung 

veräußerte eigene Aktien anzurechnen, sofern die Veräußerung während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. 

(3) Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung 

von Aktien im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder von 

Beteiligungen an Unternehmen bzw. im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von Immobilien bzw. 

von Rechten an Immobilien sowie von sonstigen Wirtschaftsgütern, auszuschließen. 

(4) Sofern der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats nichts Abweichendes festsetzt, 

nehmen die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt 

der Ausgabe der Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Gewinnverwendung gefasst wurde, am Gewinn teil. 

(5) Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“ 


